 Herzlich willkommen zur Lage der Nation.
 Einer Plusfolge.
 Heute haben wir uns mit Dr. Norbert Röttgen verabredet,
 Politiker der christlich-demokratischen Union.
 Deutschland herzig willkommen in der Lage der Nation Norbert Röttgen.
 Vielen Dank für die Einladung.
 Schön, dass Sie Zeit für uns haben.
 Wie unsere Höhren und Höhre das kennen,
 fangen wir an mit ein bisschen zu Ihrer Biografie.
 Sie sind ja, 65 schon seit den 80ern in der Union aktiv.
 Zunächst in der Jungunion.
 Haben dann eine juristische Ausbildung durchlaufen,
 bis hin zu ihrer Promotion.
 Also der Doktor arbeiten 1993.
 Da haben sie sich beschäftigt mit der Rechtsprechung
 des europäischen Gerichtshofs.
 Damals noch, wie kann ich sagen,
 in der Juristerei ein ziemlich hippes Thema.
 Heute viel mehr Mainstream geworden sind.
 Zugleich aber sehr früh Abgeordnete
 des Deutschen Bundestags geworden,
 mit nicht mal 30 Jahren 1994, nämlich schon.
 Und haben dann in den 2000 dann viel Verantwortung getragen
 für die Unionsfraktionen.
 Nämlich zum einen bei der Gestaltung der ersten großen Koalition
 mit der SPD und später dann auch der Schwarz-Gelben-Koalition.
 Da waren sie Umweltminister.
 Unter Bundeskanzlerin Angela Merkel.
 Und zugleich aber Landesvorsitzender in Nordrhein-Westfalen.
 Die Landtagswahl 2012 als Spitzenkandidat ging dann verloren.
 Daraufhin hat Angela Merkel sie als Umweltminister entlassen.
 Was viel kritisiert wurde auch in der Union.
 Und daraufhin haben sie sich quasi neu erfunden
 als Außenpolitiker sind seit 2014 Vorsitzender
 des auswertigen Ausschusses des Deutschen Bundestages.
 Und zugleich auch seit Jahren stellvertretender Vorsitzender
 der Atlantikbrücke eines Vereins,
 der sich für den Dialog zwischen Deutschland, Europa und den USA einsetzt.
 Herr Rott, grins zu unserem ersten Thema,
 wenn wir über Außenpolitik sprechen in diesen Tagen,
 dann muss der Blick nach Moskau gehen oder generell nach Russland.
 Da gab es in den letzten Jahren eine Reihe von gut dokumentierten,
 verbrechen an das Kammernskauen, bezeichnen.
 Eine Zivilmaschine wurde bei der Ost-Ukraine abgeschossen,
 welche Inverwirkungen die Russen hat tatsächlich hatten.
 Wir wissen nicht, aber jedenfalls wurden russische Waffensysteme verwendet.
 Sie schütteln schon den Kopf.
 Wenn Sie sagen, kann man das direkt nach Russland zurückverfolgen?
 Ich will jetzt nicht in diesen Fall einsteigen,
 aber es war eine niederländische Maschine mit niederländischer Besatzung.
 Die niederländer sind bei diesem Thema natürlich auch besonders betroffen,
 auch kompetent.
 Ich glaube, dass diese Abschuss jedenfalls von den Niederländern
 auf russische Urhebarschaft zurückgeführt wird mit vielen guten Argumenten.
 Aber ich bin in dem Fall jetzt auch nicht wirklich drin.
 Aber gut, dann attributieren wir, dass mal den Russen dazu kommt,
 halt der versuchte Mord an dem ehemaligen Agenten-Skriperl London,
 was die Beriten auch relativ gut auf Russland haben zurückführen können.
 Jetzt haben wir Andreener Weile nie.
 Es ist nicht langsam gut.
 Muss man nicht langsam sagen, keine Gespräche mehr Russlandisten, Parier statt.
 Also, Sie haben ja auch da jetzt nur zwei Fälle herausgenommen.
 Man könnte auch die prominenten Fälle noch weiter ergänzen.
 Natürlich Frau Politovskler, die eine kritische Journalistin war,
 nicht zu vergessen. Boris Nimm, nimmt's auf, der erschossen wurde.
 Und da sind ja nur die Bekannten, das sind die prominenten,
 über die Namenlosen, die in Gefängnissen verrecken und liegen.
 Und alle anderen reden wir ja nicht.
 Trotzdem glaube ich.
 Ich hiergarten Mord, nicht zu vergessen, jetzt vom Kamergericht.
 Genau, also ich wollte nur darauf hinweisen,
 dass es jetzt nicht um drei Fälle geht.
 Und dann es geht um eine Vielzahl von prominenten Fällen,
 die aber wiederum nur ein Bruchteil natürlich,
 der nicht prominenten, der Namenlosen ist,
 die ermordet werden im Gefängnis, sitzen ohne Anklago und so weiter.
 Aber Sie haben ja gefragt, ist dann die Konsequenz,
 dass wir nicht mehr sprechen mit Russland?
 Zum Beispiel.
 Das ist Ihre Frage.
 Und das halte ich für falsch.
 Russland ist eine Realität, mit der wir sprechen müssen.
 Denn durch nicht sprechen wird nichts besser,
 sondern alles schlechter, man muss miteinander reden.
 Mein Plädagio ist nur, dass wir wissen mit wem wir reden.
 Also es ist mein Plädagio für Realismus.
 Auch dass es dann Konsequenzen gibt aus bestimmten Verhalten.
 Das ist mein Plädagio, aber ich bin total gegen Gesprächsverweigerung.
 Das ist das Ende von Politik.
 Das können wir uns auch nicht leisten.
 Auch weil Russland eine Realität ist.
 Auch weil Russland Probleme erzeugt,
 deren Lösung wiederum nur mit Russland möglich sind,
 ob das nun in Europa ist, in Ukraine oder ob das in mittleren Ausdrucknis,
 in Syrien oder in Libyen.
 Russland ist eine Realität, aber wir müssen sie realistisch sehen
 und daraus unsere Politik ableiten.
 Aber Politik machen sollten wir unbedingt.
 Aber was heißt das dann?
 Also wie kann denn Deutschland auf sowas reagieren?
 Ich habe den Tiergarten-Mord angesprochen.
 Das Verfahren hat jetzt begonnen, Formkammergericht.
 Die Beweise, so wie sie die Staatsanwaltschaft vorgelegt haben,
 so wie man das kennt weiß,
 deuten schon sehr darauf hin,
 dass dieser Mord an einem Georgia von Russland beauftragt wurde,
 am hellichten Tag unterzeugen im Tiergarten.
 Na, weil die haben wir angesprochen,
 auch europäischen Situationen haben jetzt nachgewiesen.
 Norwe Chok-Wars.
 Norwe Chok gibt es eigentlich nur richtig in Russland und von Staaten,
 von staatlichen Seiten, beaufsichtigt.
 Wie soll Deutschland reagieren?
 Deutschland sollte in unterschiedlicher Weise reagieren.
 Erstens sollte Deutschland dafür sorgen, dass Europa reagiert.
 Dass wir mit dem, was wir tun, ein Teil der europäischen Reaktionen sind.
 Das ist durchaus etwas eher neues, nicht vollständig.
 Die Sanktionen, die in der EU beschlossen worden sind,
 als Reaktion auf die Annektion der Krim.
 Und die das eindringen, das militärische Eindring der Ostokrain,
 sind ja europäische Sanktionen.
 Aber es gibt doch immer sagen den Ansatz des Bilaterals um.
 Und das Bilateral zumachen, und nicht europäisch.
 Die Vergiftung von Navalny hat ein europäisches Momentum erzeugt.
 Und es hängt ganz stark wieder an Berlin, an Deutschland,
 ob es wahrgenommen wird oder ob man es verstreichen lässt.
 Das zweite, nach der Reaktion, ich glaube ganz wichtig,
 ist, dass wir unterscheiden, dass das worüber wir reden,
 zum einen schreckliche Einzelfälle sind.
 Und die einzelne Menschen, die vergiftet werden oder auch sterben.
 Und die als Einzelschicksal auch bearbeitet werden müssen.
 Also der Fall des Tiergarten-Mord ist jetzt ein Justizfall.
 Es ist eine Anklage wegen Mordes, nämlich an, die erhoben wird.
 Der Fall Navalny ist insofern als Einzelfall behandelt worden,
 als in Deutschland die medizinische Versorgung, Pflege und hoffentlich Gesundung
 von Alexey Navalny eingetreten ist.
 Das andere ist, dass wir uns nicht täuschen lassen.
 Als Handel, das Handel, es sich nur um einen Einzelfall,
 es wird eben darin ein Politikmuster sichtbar.
 Es ist ein menschenverarten des Politikmuster, das in der Unterdrückung
 nach ihnen besteht.
 Diese Vergiftungen werden ja auch als Art der Ermordung gewählt,
 die öffentlich und langsam vor sich geht, damit man durch das Sterben
 die eigene Bevölkerung und diejenigen, die vielleicht dem Ermordet
 nacheifern, wollen nämlich Oppositionen zu machen,
 ihre Meinung frei zu äußern, Demokratie zu verlangen,
 dass man die Einschüchter, das ist als eine Methode der Einschüchterung,
 in dem man Exempel statuiert.
 Und das Gleiche, was mit Gewalt im Innern vollzogen wird,
 ist auch ein Muster der Außenpolitik, Jenseits der Grenzen,
 wird mit Mitteln der Gewalt macht ausgedehnt,
 sowohl in Europa, wie im Nahen Osten, in Syrien, führt Russland,
 Völkerrechtswidrig Krieg gegen Zivilisten an der Seite von Assad.
 Es wird nun geographisch ausgedehnt, bis nach Libyen, das Tor zu Europa,
 um Europa damit destabilisieren zu können.
 Und genauso wird an einem Gürtel der westlichen Staat,
 also von Russland aus betrachtet der westlichen Staaten von georgieren,
 Moldau, Ukraine, jetzt Belarus, wird eine zone russischen Einflusses
 ausgedehnt auf diese Staaten, den man die Selbstbestimmung verweigert.
 Das heißt, wir müssen das Muster sehen, das ist wichtig.
 Wir müssen es so kommunizieren und dann auch als solches behandeln.
 Was wären die Taten?
 Beispiel, es gibt diese Nord Stream 2 Pipeline, die kurz vor der Fertestimmung.
 Da fehlen noch ein paar Meter Ruhe und dann kann Gas geliefert werden,
 an der Ukraine vorbei, an Polen vorbei, nach Deutschland.
 Soll man das stoppen?
 Meine Meinung nach ja, ich habe es, das muss ich allerdings sagen,
 immer verfehltes Projekt gehalten,
 weil es immer ein politisches Projekt war.
 Es hatte immer die Absicht, die Gasleitungen, die jetzt über Land gehen,
 und damit notwendigerweise auch über die Ukraine zu ersetzen,
 durch eine Seeleitung, damit man nicht mehr die Ukraine braucht für Gas-Export,
 sondern es durch die Ostseeleiten kann, das Gas, was wiederum zur Folge hat,
 dass man die Ukraine, Russland, die Ukraine, von der Erdgasversorgung abschneiden kann
 und damit durch Erdgaspolitik die ganze Ukraine und nicht nur die Ostukraine destabilisieren kann.
 Das war immer das, was das Projekt Nord Stream 2 ausmacht.
 Das hat nichts mit Erdgasversorgung in Deutschland zu tun.
 Wir brauchen keine weitere Pipeline, sondern um dieses Projekt ging es.
 Dass man dieses Projekt ein Jahr gemacht hat,
 nachdem Russland die Krim aniktiert hat, war schon eine schwerer Fehler,
 weil es bei Vladimir Putin die Meinung mitbestärkt hat, ich kann mir alles erlauben.
 Anschließend macht Europa und machen europäische Unternehmen mit mir Geschäfte.
 Und darum glaube ich, wenn wir jetzt unsere berechtigten Empörung
 über die menschenverachtende Vergiftung von der Wallenähe wirklich entgegentreten wollen,
 als Handlungsmuster, dann muss es in einer Weise geschehen, die Putin noch ernst nehmen kann.
 Wenn ein paar Geheimdienstmitarbeiter jetzt sanktioniert werden,
 das interessiert den überhaupt nicht.
 Der Dre- und Angelpunkt ist darum, das Geschäft Nord Stream 2.
 Und wenn wir jetzt nach der Empörung in einem halben Jahr die Einweihungsfeier für Nord Stream 2 machen,
 mit Gehatschröder bestimmt als Festredner, dann sagt Putin, guck mal.
 Ich kann meine Machtpolitik genau mit diesen Mitteln ausdehnen.
 Und am Ende machen wir eine Einweihungsfeier für mein politisch Projekt, die Ukraine zu destabilisieren.
 Dann werden wir nicht ernst genommen, dann setzen wir dieser Politik nichts entgegen,
 mit all den Folgen, die es hat.
 Diese einen Stopp des Projekts Nord Stream 2 würde auf der anderen Seite des Atlantiks sicherlich mit einigem Wohlwollen betrachtet.
 Gleichwohl denke ich, macht uns die Situation in den Vereinigten Staaten auch große Sorge,
 nicht zuletzt aus dem weißen Haus heraus, werden oder wird die dortige Demokratie immer wieder die stabilisiert.
 Es werden als deutscher Perspektive, denke ich, doch totzünden, begangen gegen die demokratische Kultur.
 Also in dem zum Beispiel Journalisten und Journalisten systematisch diskreditiert werden,
 in dem nicht eindeutig sich dazu bekannt wird, von Seiten Donald Trumps.
 Das Ergebnis einer Präsidentschaft zwar auch tatsächlich hinzunehmen.
 Welche Möglichkeiten hat Deutschland denn die Demokratie in den USA zu stärken?
 Diese Aufgabe müssen die Amerikaner erfüllen.
 Die Demokratie ist doch stark.
 Sie beschreiben die Angriffe auf die Demokratie.
 Wenn gesagt wird, wenn ich verlierere, dann kann das nur betrug sein.
 Da kann man sagen, das ist zum einen die vorausschauende Begründung dafür,
 dass ich in Wahrheit unbesiegbar bin und wenn ich trotzdem verlierere Lage ist nicht an mir, sondern am Betrug.
 Dann kann also sagen, das ist die Kommunikation eines Narkisten, der nicht verlieren kann.
 Man muss aber in Rechnung stellen, dass es auch Anhänger, vielleicht auch militante Anhänger gibt, die das für wahre Münze nehmen.
 Und daraus zur Verteidigung der Demokratie schreiten werden.
 Denn es war ja dann eine gestolene Präsidentschaft durch bedruck.
 Gehen Sie davon aus, dass das passiert, wenn er verliert?
 Das weiß ich nicht, und ich hoffe es natürlich nicht.
 Aber wenn das durch die Aggression gibt, das ist Polarisierung, das es Hass gibt, das ist das eigentliche,
 was ich beobachte, was ich auch im amerikanischen politischen System übrigens schon vor Donald Trump eingeschlichen hat.
 Dieser Tackeantagonismus hat es zu dem Pärter.
 Da ist es freundlich formuliert, der starke Antagonismus, das ist still stimmt, aber es ist eben noch mehr.
 Es ist Hass, es ist Hass, es ist Aggression.
 Ich kann nicht akzeptieren, wenn der andere gewinnt.
 Ich kann auch im Konkress mit denen keine Kompromisse mehr machen.
 Das ist der eigentlich besorgnisse Regendezustand, der auch ja ausgedrückt wurde und sichtbar wurde in dem ersten Fernsehduell zwischen Trump und Biden.
 Das sind ja die beiden Männer, die sich um das mächtigste Amt der Welt bewerben.
 Immer noch.
 Und das System doch ist nicht in der Lage und auch eine TV-Debatte ist nicht in der Lage, sicherzustellen,
 dass auch nur über ein einziges Thema mal sachlich gesprochen wird. Demokratie lebt aber von Diskurs, von Diskussion, von Argumenten.
 Das wird alles beseitigt.
 Und das, wenn ich das noch nicht anbauen, ich glaube trotzdem, wir haben, und es gibt eine starke Demokratie in den USA.
 Es gibt eben Widerstandskräfte und das ist eben immer noch der Unterschied.
 Am 3. November haben die amerikanischen Wählerinnen und Wähler eine Entscheidung. Und das ist in den wenigsten Ländern dieser Welt der Fall.
 Angenommen, es findet also Joe Biden gewinnt, es findet ein einigermaßen frittlicher Machtwechsel statt einer Machtübergabe.
 Was wird denn von, was wird der dauerhafte Schaden sein, den Trump angerichtet hat?
 Das Trump möglich war.
 Was heißt das? Es war ja, dass er durch eine Wahl ins Amt gekommen ist, obwohl, das muss man ja mal fairerweise sagen.
 Also mehr oder weniger das, was dann kam, von Trump vorher gesagt wurde.
 Trump war, wenn man, das muss man mal in Richtung stellen, das, das was Trump ist, das hat Trump nicht wirklich verheimlicht vorher.
 Was man von ihm erwarten könnte, es war noch nie da, darum sagen die Unberechenbarkeit und alles, was wir gesehen haben, auch direkte Angriffe auf Journalisten, auf die Presse und so weiter.
 Das war noch nie da, das heißt, das erleben war vielleicht ein erst maliges. Aber was von ihm zu erwarten war, so mehr oder weniger.
 Darüber hat er keine großen Geheimnisse vorher gemacht.
 Und das, das möglich war, das und wie es sich dann vollzogen hat.
 Das glaube ich, Löh hat einen Vertrauensschaden in die USA, wenn ich es von außen betrachte, in die USA ausgelöst, der die Amtszeit von Donald Trump überdauern wird.
 Damit sind wir hier im Grunde wieder bei der internationalen Bühne angelangt, durch das auch bei den Optionen Deutschlands.
 Sie haben eben sehr vehement dafür geworben, weil die mir Putin auch Grenzen aufzuzeigen, haben dezentiert davor gewarnt, ihm Dinge einfach gleichsam durchgehen zu lassen.
 Ich möchte jetzt Donald Trump und Putin nicht direkt vergleichen, aber auch Donald Trump hat auf der internationalen Bühne denke ich doch für einige Verwerfungen gesorgt.
 Mal ganz vorsichtig vormittir denken wir an den Deal mit dem Iran, den er aufgekündigt hat.
 Denken wir mit an seine generelle Skepsis gegenüber multilateralen Vereinbarungen.
 Wer ist nicht auch hier an der Zeit aus einer deutschen Perspektive, klare Kante zu zeigen, für multilateralen Ordnung, für das Einhalten von Verträgen zum Beispiel?
 Und wie kann das konkret aussehen?
 Also zunächst nochmal möchte ich unterstreichen, was Sie sagen, es ist legitim gegen Multilateralismus zu sein.
 Man kann sagen, es ist ziemlich dumm und es entspricht nicht der Lage der Welt und der Lösung, wie man Probleme lösen kann. Aber es ist legitim.
 Es ist sogar legal.
 Absolut.
 Also es gibt einen legalen Rahmen gegen multilateralismus. Ich muss eben kein Vertrag schließen.
 Es ist aber weder legal noch legitim Menschen zu vergriffen.
 Deswegen habe ich diesen Unterschied ja auch gemacht.
 Ja, ich wollte nur noch mehr unterstreichen, worin er bestehen.
 Man darf auch das Atomabkommen mit dem Iran kritisieren und für falsch halten.
 Aber es ist trotzdem nicht unsere Politik, sondern unsere Politik ist die, dass die Welt, die immer näher zusammenrückt, die immer abwechselseitig abhängig voneinander wird.
 Immer interdependenter, wie man sagt, dass diese Welt ja auch eine Einladung zur Offenheit ist, zum Austausch mit riesigen Möglichkeiten, die noch nie vorher bestanden.
 Aber auch mit enormen Gefahren, die damit verbunden sind.
 Und dafür braucht man Umgangsformen. Dafür braucht man Regeln des Umgangs.
 Und darum sind, ist die deutsche Politik auf das multilateral, also auf die Kooperation und eine Regelorientierung ausgerichtet.
 Das müssen wir, glaube ich, noch viel stärker praktizieren.
 Bundesaußen ist der Maß, hat ja eine Initiative für den Multilayer-Lateralismus gestartet, hat viele Länder damit darunter auch versammelt.
 Jetzt gilt es, glaube ich, das, was wir für richtig halten, auch mit Inhalt zu füllen.
 In ganz unterschiedlichen Ansätzen und Bereichen. Das halte ich für wichtig.
 Dazu eine Frage, also das auch in dieses Thema passt. Wie stehen Sie eigentlich zu diesem Fall Julien Assange?
 Also da sagen ja einige oder politiker auch OEN-Vertreter der Mann ist ein Journalist, der hat Kriegsverbrechen öffentlich gemacht, 2010 durch verschiedene Publikationen, die die Amerikaner im Irak in Afghanistan begangen haben.
 Jetzt droht Ihnen die Auslieferung aus Großbritannien in die USA, wo im 175 Jahre Haft drohen und die Bedingungen unter denen diese Anhörung in London verlaufen werden von vielen kritisiert reporter und Grenzen am NST, aber auch andere.
 Und auch die Haftbedingungen unter denen er jetzt schon seit über einem Jahr da in Belmarsch sitzt, sind glaube ich kritikwürdig.
 Sollte da Deutschland aufhin wirken, dass der Mann freigelassen wird?
 Also sie haben mich ja eben als Jurist vorgestellt und wir haben es hier mit einem juristischen Fall zu tun.
 Darum muss ich Ihnen sagen, als Jurist kann ich nicht über einen Fall sprechen, den ich nicht wirklich kenne.
 Und als Jurist über einen Fall zu sprechen, da ist man nicht hinreichend ausgestattet, wenn man in der Zeitung liest.
 Darum kann ich bitte um Verständnis, den Sie sich zu einnehmen.
 Nein, ich bin ja noch nicht ganz send, aber ich sage es, es ist keine Antwort auf die Frage, weil den Fall kann man nur einen Fall, kann man nur beantworten, wenn man den Fall kennt, ohne Aktenstudium und ohne Sachverhalt.
 Vor der Norm kommt der Sachverhalt, können Sie keinen Fall wahr.
 Das ist ganz lustig, Sie sind offenbar Lagehörer, das ist nämlich quasi ein Auto von mir, das sage ich bei jedem Zweifel.
 Das ist gut, dass Sie das wieder sagen.
 Was Sie haben, sich haben sich auch zu anderen Fällen geäußert, also hier Flugzeugabschuss und so, und Naveilni, das sind auch alles Fälle, wo ja, es in die Zien gibt und aber Sie die Akten wahrscheinlich auch nicht kennen.
 Wir kommen gleich wieder auf Ihren Fall zurück, ich muss mich jetzt nur natürlich verteidigen gegenüber Ihrer Kritik.
 Im Fall in der Wallen, die sage ich nicht, ich weiß, wer der Mörder oder der Atentäter ist.
 Auch da weiß ich nur, dass es sich um eine Vergiftung handelt oder immerhin weiß.
 Aber das weiß ich, dass es sich um eine Vergiftung handelt, dass unabhängige mehrere Unabhängige Inzitute ermittelt haben, dass es mit dem Russischen Militärkampfstoff Novicock geschehen ist,
 dass der sehr schwierig herstellbar ist, sehr schwierig anwendbar ist, dass der Betroffene mit der führende russische Oppositionelle ist und die Tat in Russland verübt wurde.
 Und die einzige Schlussfolgerung, die ich daraus ziehe, ist zum Beispiel eine andere als Hergisi und in Russland gezogen wird, es ist jetzt nicht an Deutschland den Fall aufzuklären, sondern es ist an Russland diesen Fall aufzuklären.
 Das ist das, was ich sage. Und dann gibt es noch Plausibilitäten. Jetzt aber zurück zu dem Fall.
 Ja. Also, ich mit dem Vorbehalt, den ich gemacht habe und verteidigt habe, ist meine Meinung, ist meine Einschätzung in die Rechtsstaatlichkeit der Verfahren in Großbritannien und in den USA nicht erschüttert oder eingeschränkt.
 Und so, nicht glaube in beiden Ländern können wir auf die Rechtsstaatlichkeit gerichtlicher Verfahren unangeschränkt vertrauen.
 Nach meinem Zeitungsstudium besteht auch kein Zweifel, das Julien Assange, wissentlich, willentlich als Teil seines politischen Verhaltens straftharten begangen hat.
 Nämlich. Ich kenne, da wird es jetzt während der Syriere, ich glaube, dass er Geheimnis rechtlich geschützte, strafrechtlich geschützte Geheimnisse gebrochen hat, für seine Straftat, die auch in Deutschland, wenn sie Geschehe verfolgt und verurteilt würde.
 Passiert aber bei Journalisten regelmäßig, dass die solche Dokumente bekommen und veröffentlichen? Ja, das ist interessant, wenn es ist, dass das regelmäßig passiert.
 Aber es passiert, wenn es passiert ist, ist allerdings kein Straftbefreiungsstaatbestand. Wenn ein Journalist, eine Straftat begeht, die darin besteht, dass strafrechtlich geschützte Geheimnisse veröffentlicht werden,
 dann kann der Journalist sich damit rechtfertigen, vielleicht auch moralisch. Ich habe für ein höheres Gut gehandelt, aber die Bundesrepublik Deutschland als Rechtsstaat würde diesen Journalisten anklagen und wahrscheinlich auch verurteilen.
 Normalerweise würde nur die Amtsträger angeklagt werden, Journalisten, diese Schicksal gerade nicht droht. Das ist ja quasi der Kern des Netzpolitik Landesverratsgarns, als die Bundesanwirtschaft kurz versucht hat.
 Das ist ja nicht so, dass man gegen Angehörige der Redaktion diesen Vorwurf des Landesverrats zu begründen und damit Kolor sah gescheitert hat.
 Insofern, man spiegelt und gadien und New York Times, die haben ja letztlich mit Assange zusammengearbeitet, die Sachen publiziert.
 Jetzt wird dieser Mann angeklagt und ihm drohen 175 Jahre haft. Wie gesagt, die Bedingungen, ich war in London, habe versucht mir das Gericht zur Fahrt anzugucken. Das ging nicht.
 Es gab quasi keine wirklich kontinuöliche Möglichkeit, dieses Gerichtverfahren mitzuerfolgen. Da frage ich mich schon, was ein Außenpolitiker in Führner in Deutschland sagt, pressenfreiheit ist ein Gefahrjahr oder nein, soll der Mann fragen.
 Also erst mal haben Sie mich gerade schon eine Falle geführt, weil Sie, weil Sie aus Sonschmeld einem Journalisten sehen Sie das nicht gleich gesetzt haben.
 Und natürlich Geheimnisverrat kann nur der Geheimnissträger begehen. Also wir hier zum Beispiel als Parlamentarier können das, wenn wir unternehmen.
 So, denn nur der Amststräger und Geheimnissträger kann ich das, das war aber meine Voraussetzung, ich habe gesagt, wenn eine Straftat vorliegt, dann ist auch der gute Zweck, der mit der Begehung der Straftat verbunden ist, kein Rechtfertigungs- oder Entschuldigungs- Tatbestand im normalen.
 Ob eine Ausnahme vorliegt, das ist dann wiederum die richtige Betrachtung, aber das, das demokratische Rechtsstaaten, die Anklage und den Verdacht von Straftaten verfolgen, daran führt kein Weg vorbei.
 Ist ja denn Journalisten in Ihrem Augen?
 Ich kann den Fall zu wenig beurteilen, inwiefern er weiß nicht, ob Journalisten, das ich kennen, zu wenig.
 Ich glaube, er war ... - Er hat diese Liegplattform Wikileaks betrieben, das war seine zentrale Foto-Rinheit, er hat gesagt, dass veröffentlichen von Dokumenten ist als solches schon eine journalistische Handlung.
 Auch wenn er sie in der Regel nicht redaktionär bearbeitet hat.
 Aber ich würde am Ende immer noch bleiben, diese Beurteilung dieser Tat kann nicht journalistisch und auch nicht politisch am Ende erfolgen, sondern demokratischen Rechtsstaaten.
 Man kann sie nur durch Gerichte beurteilt werden.
 Ich glaube, dass man das kein Grund besteht, Großbritannien oder die USA nicht, das demokratische Rechtsstaaten anzusehen.
 Auch die Zustände nicht starten machen viel.
 Ja, klar.
 Selbstverständlich im Komunikverfahren.
 Alles reden natürlich.
 Das sind überall Menschen. Trotzdem werden die Regeln des demokratischen Rechtsstaates durch demokratische Legitimation aufgestellt, nämlich durch Palämente, die in freien Wahlen gewählt sind.
 Und dann hat man unabhängige Gerichte, die demokratische Legitimettengesetze anwenden.
 Das heißt, die Vorkehrungen sind getroffen worden.
 Das ist nicht beeinflusst, aber sie können natürlich niemals eine endgültige Vorkehrung gegen die Fehlbarkeit des Menschen.
 Aber wir sind immer am Ende Menschen, aber wir sind an der menschliche Gesellschaft.
 Sehr gut.
 Also, deswegen kann ich in dieser Stelle den Bogen schlagen.
 In Land sollten unsere höheren Töre auch noch auf dem Zettel haben.
 Sie sind ja nicht nur außenpolitiker, auch wenn sie in den letzten Jahren vor einem...
 Ich bin politiker.
 Sie sind meine Selbstbezahl.
 Ja, genau.
 Ja, sie war auch, wenn sie in den letzten Jahren vor einem außenpolitischen Aktiv fahren.
 Deswegen würde ich gerne noch mal ins Inland schauen.
 Sie haben vor einigen Monaten angekündigt, dass sie sich bewerben, um das amt des Vorsitzenden der CDU.
 Und haben dazu auch einen sechs Punkteplan veröffentlicht, der quasi so die Schwerpunkte ihrer politischen Agenda markiert.
 Und ich möchte mal einen Punkt herausgreifen, den sie formuliert haben als die Zurückgewinnung ökologischer und klimapolitischer Glaubwürdigkeit für die Union.
 Daher meine Frage, wie kann denn sowas ganz konkret aussehen?
 Denn wenn man jetzt mal so das "Die Tagespolitik der letzten Monate" Revue passieren lässt, die Union vor allem vertreten, durch ein Altmeier hat ja beispielsweise dafür gekämpft.
 Der sogenannte Kolokompromist zustande kam, der im Wesentlichen bedeutet, dass wir nicht aussteigen.
 Aus der Verstromung von Braunkohle jedenfalls nicht die nächsten Jahre, bis 2008-30.
 Ist das ein Schritt hin zu klimapolitischer Glaubwürdigkeit?
 Man kann ja, weil sie Fragen ja, auch danach, wie kann man denn das praktizieren?
 Genau.
 Und was sind die Defizite, warum?
 Also, sie kritisieren ja einerseits die Politik in andererseits sagen, sie wie geht das überhaupt?
 Wenn man sich mal vorstellt für einen Moment, ich bin jetzt bei dem Kapitel, wie geht es denn?
 Da ist die Vergangenheit ja durchaus aufschlussreich, ohne dass ich jetzt hätte hätte sagen, aber es ist ein Beispiel, wie man es illustrieren kann.
 Ich war ja von 2009 bis 2012 umweltminister und will es auch nicht rechthabere sein.
 Aber das Thema "Invisionshandel", das heißt, das Prinzip einzuführen in die Wirtschaft,
 in den Rahmen für Wirtschaft, dass die Emission von CO2 und damit die Verursachung von Klimaschäden, von fossilem CO2 und damit ein Beitrag zum Oso von Klimaschäden in unserem Wirtschaftssystem kostenlos ist.
 Aber trotzdem ja Kosten entstehen, aber essen der Zukunft.
 Und dass man auf die Verhinderung zukünftiger Kosten dadurch Einfluss nimmt, dass man der Emission von CO2 von fossilem CO2 ein Preis gibt.
 Also es in die marktwirtschaftliche Kalkulation mit ein Bezieht, indem man ein Preis für CO2-Emission etabliert.
 Das ist ein Hochwirksamamichernismus, der auch deshalb so wirksam ist,
 weil er das öffentliche und sogar Menschheitsgut Klimaschutz in ein rationales, zweckgerichtetes Marktwirtschafte ist verhalten integriert.
 Und wie muss man da jetzt weitermachen?
 Ich wollte nur, ich wollte es nur als ein Beispiel nennen gegen sozusagen das Gefühl von Frustration und Vergeblichkeit,
 dass man das manche vielleicht haben, es bringt doch alles nicht.
 Ich wollte es nämlich jetzt nur, wenn man es vor zehn Jahren, und damals war, ich war nicht sehr originell, aber es war trotzdem richtig,
 wenn man es schon damals angefangen hätte zu praktizieren, vor zehn Jahren.
 Und der Emission von jede Tonne CO2, die imitiert wird, ein Preis gegeben hätte, hätten wir, und wenn man es in Deutschland gemacht hätten,
 wenn man es in Europa gemacht hätten, was wir jetzt tun.
 Und wenn wir sogar es schaffen, was notwendig ist, ist, Welt weit zu tun, weil es ja ein Menschheitsgut ist.
 Dann wäre das vor zehn Jahren, dann wären wir heute viel weiter als wir sind.
 Aber der Konjunktiv rettet das Klima nicht, na?
 Der hat ja zwei Fragen, zwei Aspekte gestellte. Der eine war, geht es denn überhaupt.
 Und ich wollte durch den Verweis auf die Vergangenheit beweisen, das ist gegangen wäre, also geht.
 Und es geht auch jetzt, es wird, da wird es ja dritte Ergriff.
 Damit werden das Schritte ergreffen, und ich würde sagen, wenn wir es heute, also das ist ein, aber wir wären,
 es wären die alten Kohlekraftwerke schon lange raus gewesen.
 Was ist auch ökonomisch im Gründen? Weil sie sich nicht mehr gelohnt hätten.
 Aus ökonomischen Gründen, so ist es aus ökonomischen Gründen, wären sie raus gewesen, sie konnten nur drinnen bleiben,
 weil sie trotz ihrer totalen ineffizienten und klimabelastung so spotbillig waren, das ist sich unter Ausblendung der Zukunftskosten gelohnt.
 Aber bringen wir das mal auf den Punkt. Stellen wir uns vor, die Union sitzt am Tisch, sie führen als Vorsitzender der Partei Koalitionsgespräche mit einem möglichen Koalitionspartner.
 Was sind ihre Forderungen für die Bekämpfung des Klimawandels? Was möchten sie erreichen im Bereich Ökonomie?
 Oder konkret, wie, was würden sie sagen, wenn sie mit den Grünen beispielsweise sehr sehr, die sagen wir sollen 100 Euro pro Tonne.
 Los geht's, was sagen sie?
 Dann würde ich sagen, und das ist auch das, was ich glaube, was die CDU einbringen kann und einbringen muss.
 Ich glaube, das gute daran als CDU-Politiker ist, dass wir das können und wollen, dass wir Klimaschutzpolitik nur erreichen werden,
 wenn wir es mit wirtschaftlicher Rationalität und auch mit sozialer Akzeptanz tun.
 Und darum können sie eben nicht von heute auf morgen 100 Euro verlangen für die Tonne CO2,
 weil dann bricht zu viel zusammen. Sie müssen ein berechenbares, progressives System einrichten, wo diejenigen, die investieren müssen und wollen.
 Eine verlässliche Perspektive haben, wie es in fünf Jahren aussieht, was sie brauchen ist, vor allen Dingen Verlässlichkeit für Investitionen.
 Aber es braucht auch Tempo, sonst reiz nicht mehr.
 Es braucht Tempo und wir haben viel versäumt in der Möglichkeit der Anpassung, je später man startet, desto schneller muss man beschleunigen Leider.
 Aber am Ende muss man sich wirklich klar machen. Der gute Wille ist gut, aber er reicht nicht, um die gute Tat zu vollbringen.
 Was wir, glaube ich, am wichtigsten brauchen, ist die Mobilisierung von großen, mängen privaten Kapitals für Klimapolitik.
 Sie brauchen eine andere Wirtschaftsform, eine andere Form des Wirtschaftens und das wird keine kollektivistische Planwirtschaft sein,
 sondern es kann nur eine marktwirtschaftliche Wirtschaftsform sein, weil der Sozialismus auch eine Klimapolitik gescheitert ist.
 Darum brauchen Sie investives Kapital. Und investives Kapital bekommen Sie nur, wenn Sie klare Ziele setzen, die sich orientieren an Realitäten, aber einen Weg beschreiben, der vor allen Dingen berechenbar und verlässlich ist.
 Das würden, glaube ich, viele sagen, wie für die Klimapolitik aktiv sind. Aber dann machen Sie doch mal konkret, dass das Ulf ist.
 Aber wir werden auch gut. Aber wir haben ja noch nie gemacht. Aber was werden denn konkreten Maßnahmen? Also angesichts der Zeit, weil sie jetzt auch ein bisschen liebt sind, würde ich wirklich von Ihnen schon gern hören, was werden denn die konkreten Maßnahmen?
 Was wäre der CO2-Preis Protone, den Sie anstreben würden? Was wären andere Maßnahmen?
 Also wir sind bei 25 Euro im Moment Protone und der Wirt und muss progressive steigen, in der uns zwar orientiert an den Minderungszielen, die wir uns festlegen, die ja gerade wieder in der Diskussion sind.
 Ich bin, es mag Sie überraschen, eher ein Skeptiker der permanenten Veränderung von Minderungszielen, die Grünen haben in Ihrem Europawahlprogramm ausgegeben, 20, 30, 55 Prozent Europawahl. Das halte ich auch für ein realistisches Ziel.
 Aber wie steht es auch?
 Was sind die konkreten?
 Ja, und ins Rauch, das muss man berechnen, weil es ja auch mit anderen Maßnahmen verbunden wird. Aber wir müssen von 25 Prozent weiter aufsteigen.
 Und wir müssen von 25 Euro progressiv aufsteigen, auf die sich das produzierende Unternehmen und andere Betroffene wirtschaftlich und sozial einstellen können.
 Ich kann nicht aus der EU jetzt schon erplanen.
 Das ist richtig. Das ist ja auch der große Fortschritt, dass wir ihn haben. Jetzt muss man ihn nur machen.
 Mein Plädologie wäre, lasst uns doch jetzt mal 55 Prozent erreichen. Jetzt wird auf einmal 60 Prozent, wir haben doch nicht, wir haben ja recht, wir haben doch nicht die nächste Preisstufe festgelegt.
 Aber die Langfristzähle, die steigen wir immer weiter.
 Daum haben sie recht, wir müssen jetzt mal anfangen zu sagen, denn dann wird es konkret und heute, was heißt das denn im nächsten Jahr? Was heißt es im übernächsten Jahr? Damit auch sichtbar wird, dass das mit höheren Preisen, die von Unternehmen und Verbrauchern bezahlt werden müssen und im Wettbewerb sich durchsetzen müssen.
 Aber das ist doch alles berechnet.
 Das wissen wir doch alles.
 Nein, die Frage auch nicht beantworten. Das ist der CO2-Preis in drei Jahren.
 Ja, das ist in der Tat ein Problem. Sie würden eintreten für eine klare berechenbare Progression jedes Jahr plus X, damit es einfach zum Beispiel auch bei der Kökulation von Investitionsentscheidung eingepreist werden kann.
 Absolut, das ist der entscheidende Punkt.
 Wir haben zurzeit ein bisschen viel Ziele und ein bisschen wenig Maßnahmen. Das ist auch für die Politik.
 Das ist eine Versuchung, weil die Journalisten, die sind immer ganz beeindruckt von den Zielen, super, tolle Ziele. Aber die Wahrheit kommt ja in den Maßnahmen.
 Und wenn man erstmal viele zufrieden stellen kann mit großer Ziel anbezuholen, am meisten noch in 30 Jahren, da bin ich ja schon lange nicht mehr im Amt.
 Also wir müssen jetzt mal kommen, eine die Wahrheit der Klimapolitik besteht in den Maßnahmen zur Erreichung der Ziele.
 Ganz konkrete Maßnahmen. Forderen Sie das Ende des Verbrenners?
 Ich meine im Verkehrsbereich wachsen die CO2-Emissionen wieder. Es gibt einen starken Trend hin zu immer schwereren Autos, wo durch die Effizienzgewinne bei der Motorenentwicklung bei Verbrennen aufgefressen werden.
 Ganz vor kurz dargestellt. Würden Sie sagen, wir müssen raus aus dem Verbrennen von Fossilenenergeträger?
 Auch das finde ich, keine sinnvolle Klimapolitik.
 Ich glaube, dass die Verbote, wie Sie es eben auch gesagt haben, wir müssen die Rahmenbedingungen verlässlich schaffen, aus denen die Erreichung der Ziele folgt.
 Also, Kallifornien zum Beispiel, nicht gerade das Mutterland des Sozialismus. Kallifornien hat den Ausstieg aus dem Verbrenner längst beschlossen.
 Ja, aber folgt denn daraus, dass Klimapolitische Fortschritte erzählt werden?
 Absolut. Die Automobilindustrie wird sich das sechst groß. Was ist das folgt? Die sechst große Volkswirtschaft der Welt, wenn man das als Einzelstaat nimmt, das Kallifornien die Autounternehmen macht sich schon Gedanken.
 Ich glaube noch nicht, dass Sie damit zum Erfolg kommen, weil Sie sowohl die Bevölkerung und zwar eine Mehrheit der Bevölkerung, wir werden nämlich durch Mehrheiten regiert und nicht durch Wahrheiten, sondern durch Mehrheiten regiert.
 Wir werden die wirtschaftliche Transformation-Prozesse erreichen müssen.
 Und darum ist mein Ansatz derjenige, dass wir in der CO2 emissions Reduzierung die Ziele festsetzen und die im Übrigen die Rahmenbedingungen so gestalten, dass es wirtschaftliche, unternehmerische und individuelle Motive gibt.
 Das war ökonomische Motive, ökologische Ziele einzuhalten. Das halte ich für viel besser als die Politik zehn Jahre vorher, die Einschätzung hat, was man in zehn Jahren verbieten oder erlauben kann.
 Wenn ich noch ein zweiten Aspekt sagen darf, das ist mein methodischer Ansatz. Das, was wir jetzt auch erreichen müssen, was fast noch komplizierter ist.
 Ist das dieser Ansatz, auf den wir uns als Mechanismus verständigt haben, noch nicht richtig umgesetzt haben in Maßnahmen?
 Wir müssen das jetzt in Europa so gemacht haben, wir müssen das jetzt internationalisieren.
 Denn wir haben immer noch die Situation, dass trotz signifikanter Senkungen der CO2 emissions in der Europäischen Union, die globalen CO2 emissions steigen.
 Klimawandel ist ein globales Phänomen und kein europäisches.
 Die chinesische Volkswirtschaft hat sich schon vom Verbrennungsmotor völlig verabschiedet.
 Die chinesische Regierung treibt allen Ernstes die Elektrifizierung der Personenwagen voran.
 Das ist ein gutes Beispiel. Die chinesische Volkswirtschaft hat den weltweit größten Anteil an den globalen CO2 emissions von 27%.
 Die chinesische Regierung kündigt an, dass die nächsten zehn Jahre die CO2 emissions weiter steigern wird.
 Sie verkündet der Peak, also der Höhepunkt der Emission wird vor 20/30 sein.
 Sie verkündet, wir werden klimaneutral sein in 40 Jahren.
 Aber das, was sie den nächsten Jahren machen werden, ist mehr CO2 emissions, mehr CO2 emissions.
 Es sind wahrscheinlich nicht nur hundertasurland Tausende von neuen Kohlekraftwerken im Bau und in der Planung.
 Aber im Kreisbereich, immerhin ergreifen sie sich von dem Aßnahmen.
 Sie können immer tolle Sektoren, Ziele und Verbote und alles aufsetzen.
 Am Ende geht es um eine Bilanz. Die Bilanzzahl ist CO2 emissions.
 Das ist das Ziel, nicht ob sie ein Verbrenner verbieten, sondern ob sie die CO2 emissions reduzieren oder ob sie sich steigern.
 Das ist der Punkt. Und alles andere hat immer einen starken rhetorischen Anteil, auch einen starken PR-Anteil.
 Aber die Harte im Grunde müssen wir ein Wirtschaftsprüfer.
 Sie müssen sich die Bilanz angucken. Was steht da am Ende drin?
 Und wenn China jetzt verkündet, wenn da drinsteht, wir bauen immer neue Kohlekraftwerke,
 weil wir einen Energierungen haben für unser Wirtschaftswachstum, der mehr fossile Energie braucht.
 Dann ist das unverträglich mit dem Ziel, den globalen Klimawandel aufzuhalten.
 Und darum müssen wir unseren Ansatz, erstens als Europäer, anwenden, um den Nachweis zu geben,
 wie großen Volkswirtschaften, China und Indien, dass man es verbinden kann, wirtschaftlich erfolgreich zu sein und verantwortlich ökologisch zu sein.
 Also ohne unser Beispiel machen die das niemals.
 Wir haben nicht mehr die Zeit zu sagen, wie geht uns jetzt mal 20 Jahre. Dann haben wir es euch bewiesen und dann macht ihr es nach.
 Diese Zeit haben wir nicht mehr. Das heißt, wir müssen als große, als großer handels- und wirtschaftsraum,
 unseren Ansatz in der Klimapolitik, in unserer Handelspolitik, in unserer Entwicklungspolitik und in unserer Außenpolitik integrieren.
 Das heißt, wir haben ja nicht mehr überlegt.
 Vielleicht haben wir ihn überlegt, dass wir ihn überlegt.
 Also, wir müssen wir auch ein bisschen früher raus, dass der Braunkohle.
 Ich wollte nur auf den Aspekt hinweisen, dass was wir machen und was zur Senkung, zur regionalen Senkung der Immission beiträgt,
 müssen wir versuchen zu internationalisieren, wenn wir das Ziel erreichen wollen, denn in der globalen CO2-Bilanz, da können wir bei uns 70% 20/30 schreiben, steht immer noch mehr CO2.
 Sie haben gerade das schöne Stichwort "Buchhalter" in den Mund genommen herrätken.
 Und in ihrem sechs Punkteplan für ihre Bewerbung, um die Unimperteifvorsitz, findet sich auch das Stichwort "Steuerentlastung".
 Und da bin ich ehrlich gesagt gesteubert, denn die Menschen in Deutschland sehen, dass die Kassen übererler sind.
 Insbesondere auf der kommunalen Ebene die Schulen zerbröseln, die Straßen werden zu Buckelpisten, passen Steuerentlastungen in die politische Landschaft.
 Also, meine Überzeugung ist, dass wir aus der...
 Wir haben ja jetzt also dieses Programm kommt vor der Corona-Krise.
 Und meine Feststellung damals war und ist, dass nach meiner Einschätzung die Mitte in unserer Gesellschaft steuerlich zu stark belastet wird.
 Dass unser Einkommen, wir reden jetzt über die Einkommensteuer, und wir können darüber andere Steuern reden, reden wir über die Einkommensteuer, dass unsere Einkommensteuer, in dem sie zu hoch vermittlere Einkommen ist,
 für fast schon durchschnittliche, etwas, ob er das Durchschnittsliegende Einkommen zugreift, sowohl Leistungs wie konsumfeindlich ist.
 Steuerentlastungen in diesem Bereich würden nach meiner Einschätzung mehr oder weniger einzuneinziehen, Konsum gehen.
 Weil diese Familien und Einkommensbezieher leisten sich das, was sie sich leisten können.
 Und sie würden sich gerne mehr leisten und glauben auch, dass sie eigentlich mehr arbeiten als das, was sie bekommen.
 Das ist meine Einschätzung, sagen der mangelnen Leistungsgerechtigkeit für diesen mittleren Bereich und auch der Konsumanreiz, der von einer Steuerentlastung in der Mitte ausgehen würde.
 Das war die Situation, wie ich sie sehe und wie sie ganz sicher auch vor der Krise richtig war. Die Krise, die Pandemie, hat ja nicht nur die Gesundheitskrise, sondern die größte Rezession seit Jahrzehnten, seit 1990 Jahren ausgelöst und hat damit natürlich die öffentlichen Haushalte extrem belastet,
 weil Steuergeld eingesetzt wird, auch Schulden gemacht werden, um die wirtschaftlichen Folgen abzufedern. So, das ist völlig richtig.
 Darum stellt sich jetzt die Frage, wie ist denn die Perspektive daraus? Ich halte es für falsch zu sagen, die Perspektive daraus ist, dass wir Leistung und wirtschaftlichen Erfolg stärker besteuern.
 Also, sind zum Beispiel dagegen, dass die progression am Ende der Kurve angehoben wird? Die sogenannten Vielverdiener, gutverdiener im Herb?
 Ich glaube, dass wir aus der... Manche sind ja... Manche haben ja etwas nostalwischen Ansatz und sagen, wir müssen die sozusagen, das ist jetzt eine große Mist, um nicht ein anderes Wort zu wählen.
 Diese Pandemie ist da mal eingeschlagen und das ist so wie eine Krankheit. Ich habe jetzt eben jetzt mal zwei Wochen, vielleicht dann jetzt anderthalb, hier wäre ich auch immer, eine Krankheit, aber nach der Krankheit will ich eigentlich wieder, dass es mir so geht, wie vorher.
 Das ist wahrscheinlich ein bisschen die Versuchung der Pandemie, dass man sich das so denkt.
 Es wird aber Volkswirtschaft, die im politischen nicht mehr werden wie vorher, sondern es wird sehr anders werden. Diese Pandemie hat auch unser Wirtschaften, unsere Gesellschaften stark verändert und sie hat nebenbei Schwächen offen gelegt, wo wir schwach sind, zum Beispiel in der Digitalisierung.
 Und meiner Vorstellung muss die Ambition und sein, unser Gesellschaft, nicht nur der Wirtschaft, sondern der gesamten Gesellschaft zu sagen, wir wollen aus dieser Krise anders neu und stärker und neu orientiert herauskommen.
 Wir wollen etwas neues schaffen und das Wichtigste, was hier dafür brauchen, ist den Leistungswillen, die Kreativität und den Erfolg möglichst vieler Bürgerinnen und Unternehmen.
 Und wenn sie denen sagen, wenn ihr das alles macht, dann werden wir davon einen höheren Teil abschöpfen, dann ist das keine Motivation.
 Die Gegenposition, ich weiß nicht, die Gegenposition. Aber ein anderes Argument würde, glaube ich, ohne ihm das jetzt zu sehr in Mund zu legen, aber ich habe noch nie mit ihm gesprochen.
 Herr Fratscher von DEW, in der Würde der hat vom deutschen Institut Wirtschaftsforschung die Messenheit, dass die Ungleichheit in Deutschland wächst und sehr groß ist, weil ein Großteil des Vermögens in der Hand sehr, sehr, sehr, sehr weniger Menschen ist.
 Und das auch Ursache sein kann und schon ist für zunehmende Spannungen in der Gesellschaft und deswegen plädieren er und andere dafür stärker umzuverteilt, zum Beispiel mit einer Vermögensteuer.
 Also das Leute, die sehr viel nicht nur Einkommen haben, sondern eben Vermögen haben, Immobilien, Aktienbesitz, etc., ein Teil davon abgeben, um mehr Gleichheit herzustellen.
 Da kann ich nur sagen, da sind doch alles alle alte Kamellen.
 Das ist auch die Diskussion, die kennen, die kennen.
 Die sind ja die Partichsleiche.
 Sozialversicherung in Deutschland gibt es auch seit 140 Jahren etwa.
 Es ist ja trotzdem an der kannte maßen eine gute Idee.
 Ja, aber die praktizieren wir ja.
 Das sind ja doch, deshalb eine alle Kamelle, weil sie seit Jahrzehnten gelutscht wird und irgendwo, auch wenn die SPD den Bundeskanzler gestellt hat,
 und es rot grün gab oder andere Koalition gaben, hat man immer im Ende das nie realisiert.
 Zu glauben, dass wir jetzt mit einem Programm der Vermögensumverteilung aus dieser Krise kommen und sagen, jetzt müssen wir Umverteilung machen, damit wir besser werden.
 Ich kann mir nicht mal vorstellen, dass er Fratscher daran glaubt.
 Haben Sie das ein Problem?
 Das ist ein Problem, dass es diese ungleiche Vermögensverteilung gibt.
 Oder sagen Sie, dass wir zahlzogen werden.
 Als nächstes mal, wir haben ja eben über Einkommen gesprochen.
 Das ist schon mal was ganz anders als Vermögen.
 Aber Einkommen führt auch zu Vermögen.
 Und Vermögen ist kritisiert.
 Das ist kritisiert.
 Und wo ich Ihnen auch widerspräte, das ist ja gerade die Kritik, dass nicht das Einkommen zum Vermögen führt, sondern das Vermögen immer neues Vermögen produziert.
 Und dann haben wir dann so.
 Also darum ist es schon das Trend in.
 Wir haben also die Einkommenssteuer muss Leistungsgerecht und Konsumorientiert sein.
 Und das halte ich auch für in einer Zeit, in der die öffentlichen Kassen belastet sind durch die Rezession für richtig, das beizubehalten.
 Und nicht zu sagen, jetzt nehmen wir uns mal die Einkommenssteuer, um die öffentlichen Kassen aufzufüllen.
 Halte ich für wirtschaftspolitisches Gift und für Unsinnig.
 Jetzt sind wir bei Vermögensverteilung, die Sie anders vornehmen wollen.
 Nee, ich kann nur sagen, ich kenne diese Diskussionen von Theoretikern seit Jahrzehnten.
 Ich stelle nur fest, dass das niemals politisch realisiert worden ist, von keiner rot-rot-grünen Regierung, von keiner rot-grünen Regierung, von keiner großen Koalition.
 Das schmerzt für die Stadtdemokraten, bis heute glaube ich übrigens.
 Ja, aber dann sollen Sie meinen Vorschlag machen, wie Sie das Vermögen umverteilen in einem Familienunternehmen.
 Halten Sie das Problem, dass Sie das Vermögen untersehen?
 Ich muss nur mal einen Punkt hinternehmen. Wenn Sie einen Familienunternehmen haben, dass im Familienbesitz ist.
 Und eine enorm große Eigenkapitalquote hat, sagen wir mal 80% sogar bis 100%.
 Und haben Sie ein riesiges Vermögen in diesem Familienunternehmen. Das ist aber ein sehr erfolgreiches Familienunternehmen.
 Es hat 5000 Beschäftigte in Deutschland, ist weltweit export-stark, aber es gehört der Familie.
 Sagen Sie jetzt der Familie, ich will jetzt mal anfangen, dein produktives Kapital und Vermögen umzuverteilen, weil du bis stinkreich.
 Und darum fangen wir mal an, das umzuverteilen. Glauben Sie, dass der sagt, Deutschland ist die Perspektive für meinen Unternehmerisches.
 Der Tätigkeit sagt der vielleicht sogar, weil er schon seit 150 Jahren mit seiner Familie das macht. Aber glauben Sie, dass das Leistungsverfahren ist.
 Und weil diese Fragen, diese praktischen Fragen, wie schaff ich es, dass ich aus diesen Umverteilungsfantasien diese Unternehmen, die Familienunternehmen, die einzigartig in Deutschland, die Wirtschaftsstruktur prägen.
 Wir sind eben nicht das Konzernland. Wie schaffen Sie es, dass Sie diese Eigenkapitalunterlegten Familienunternehmen dann entweder einbeziehen und verschrecken oder schonen.
 Weil diese Fragen noch niemals in verfassungsrechtlich einwandfreier Form, nämlich Gleichheitsgerecht vollzogen werden kann, ist aus diesen ganzen Theorien noch nie was geworgen.
 Die Frage ist aber trotzdem, wie mich interessieren würde. Wie man das dann, also Klimawandel ist auch ein riesen Problem und alle wollen ihn bekämpfen. Auch wenn das in der Praxis schwierig ist, würden Sie dann sagen, dass diese Ungleichverteilung von Vermögen ein Problem ist.
 Wie man das dann auch löst, ob die Familie unternehmen, geschohnt werden und wie sie geschohnt werden und mit einbezogen und so. Aber würden Sie sagen, ja, das ist ein Problem, was wir lösen müssen?
 Das ist eben doch ein gewisser Unterschied zwischen uns. Ich bin ja Politiker und Gesetzgeber. Und darum zu sagen, ja, das ist irgendwie ein Problem und wie wir es lösen, ist jetzt, lass mal mal da hingestellt.
 Ist ja nicht, lass mir das hingestellt. Ich würde erst mal von der Ausgangslage ausgehen.
 Ja, aber Sie sagen, dass es ein Problem, um das für uns kümmern, müssten vielleicht nicht.
 Ich kann ja jetzt ganz leicht sagen. Natürlich haben wir gesellschaftliche Ungleichheit und wir haben auch nicht gerechtfertigte Ungleichheit.
 Wir haben Ungleichheit, die ist legitim und gerechtfertigt und wir haben Ungleichheiten, die sind ungerechtfertigte.
 Ich finde zum Beispiel die Lohnschere, die wir haben, natürlich fast schon opztörend.
 Also warum heute CEO's Millionen verdienen? Also warum die angestellten, die im Vorstand eines Aktiengesellschafts sind, Millionen für ihre Arbeit verdienen,
 kann ich nicht erkennen, dass diese Vergütung Leistungsgerecht ist in Relations- der Vergütung anderer.
 Das ist ungerecht. Es kommt, glaube ich, aus dem internationalen Kapitalismus, der sich ergeben hat.
 Und dann ist eine Folge. Jetzt kommen Sie wieder mit der Inmetore. Ich wollte Ihnen mal sagen, also es gibt ganz sicher empörende Ungleichheiten.
 Es gibt sie auch im Kleinen, wo wir sie nicht so sehen. Wenn jetzt die Schule ausfällt, dann können wir, meine Frau und ich,
 wir haben drei Kinder, eine geht noch zur Schule, die macht jetzt Abitur, also ist die nicht mehr so,
 einmal Schulbetreuungsbedürftig. Aber bei kleineren Kindern können Eltern, die Akademiker sind, die können auch zu Hause den Kindern helfen.
 Aber da wo das nicht der Fall ist, dann fällt halt eben die Schule aus. Es heißt, wir haben einen Alltags Ungleichheit.
 Wir haben sie im großen Stil, wir haben sie im kleinen Stil. Natürlich haben wir irrsinnig viel empörende Ungleichheit.
 Und ich will es so, aber der politische Punkt ist, halt ich dazu jetzt empörende reden oder verstehe ich Politik so, dass ich dazu da bin, es Stück für Stück und da wo und wie ich kann zu verändern, zu verbessern.
 Ganz herzlichen Dank, dass Sie Zeit für uns hatten. Das war im Gespräch mit der Lage der Nationen Norbert Röttgen zurzeit Außenpolitiker in der christlichen demokratischen Union.
 Aber er hat es eben deutlich gemacht, er ist insgesamt Politiker und Kandidat für den Vorsitz seiner Partei. Herzlichen Dank, Herr Röttgen.
 Ich danke Ihnen sehr, ein sehr anregendes und fordendes Gespräch. Ich hat mir große Vorliegen gemacht. Vielen Dank.
